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A. Mündliche Fragen gemäß I, der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


l . Abgeordneter 
Reiser 
(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, das 
Zeugnisverweigerungsrecht auch auf journalistisch 
nicht hauptberuflich tätige Personen auszudehnen, 
soweit sie für die Herausgabe von periodischen 
Druckwerken ausdrücklich verantwortlich sind? 


2. Abgeordneter 

Dr. Schöfberger 
(SPD) 


Wie will die Bundesregierung der Tatsache be- 
gegnen, daß medizinisch Geschädigte in der Mehr- 
zahl der Fälle keinen inländischen Arzt finden, 
der prozeßverwertbare Gutachten über Art, Aus- 
maß und Folgen von Behandlungs- und Kunst- 
fehlern eines Berufskollegen erstellt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


3. Abgeordneter 
Röhner 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung den Ländern 
zunächst erst 60 % der Mittel für das Intensivpro- 
gramm zugewiesen hat? 


4. Abgeordneter 
Röhner 
(CDU/CSU) 


Inwieweit sind aus der schleppenden Bereitstellung 
der Mittel für den sozialen Wohnungsbau nach- 
teilige Rückwirkungen auf die Konjunkturförde- 
rungsprogramme der Bundesregierung eingetreten, 
nachdem auch die Mittel für das Regionalprogramm 
erst verspätet bereitgestellt wurden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 

5. Abgeordneter Was unternimmt die Bundesregierung, um die 
Benz Probleme der Reaktorsicherheit und des atom- 

(CDU/CSU) rechtlichen Genehmigungsverfahrens in einem Bun- 

desministerium zu behandeln, und denkt sie ins- 
besondere daran, die Reaktorsicherheitsforschung 
aus dem Bundesforschungsministerium auszuglie- 
dern und im Bundesinnenministerium zu inte- 
grieren? 


6. Abgeordneter 
Benz 


(CDU/CSU) 


In welcher Hinsicht findet zwischen dem Bundes- 
wirtschafts- und dem Bundesforschungsministerium 
eine Abstimmung über die Politik auf dem Gebiet 
der Uranversorgung statt, und ist es auf Grund 
dieser eventuellen Abstimmung zu erklären, daß 
Bundesminister Matthöfer Zusagen von Bundes- 
minister Dr. Ehmke vom Dezember 1973 über zu- 
sätzliche Förderungsmaßnahmen für die Uranver- 
sorgung rückgängig gemacht hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 


7. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Wem oder welchen Interessen ist die Äußerung des 
Bundesministers für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit dienlich, die Preise für Rohöl gehörten zu 
den wenigen Preisen am Weltmarkt, die seit Oktober 
1973 stabil geblieben seien? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärdgen 


8. Abgeordncler d’iiffl cs zu, dah von seilen der anierikanisclicn Ke- 

Pfeffermann gicrung oder von anderen west liehen Kegicrungen 

(td)U/('SU) auf die Bundesregierung eingewirkt worden isl, das 

geplante deulseh- brasilianische KernkrafI werksge-. 
schalt fallen zu lassen oder urnzugestalten, und wie 
beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusärnnien- 
liang die Einschränkung der Konkurrenzfähigkeit 
der deutschen Nuklearindustric durch politische 
Auflagen seitens der Kernwaffenstaaten? 


9 . Abgeordneter Ist die Bundesregierung immer noch der Ansicht, 
Pfeffermann dab der Atomwaffensperrvertrag nicht zur wirt- 

(CDU/CSU) schaftlichen Diskriminierung, insbesondere der 

deutschen Nuklearindustrie, verwendet wird, und 
wie beurteilt sie in diesem Zusammenhang das 
geplante deutsch-brasilianische Kern kraft werHspro- 
jekt und die immer noch nicht erft)Igtc Genehmi- 
gung des deutscli-russischcn Kernkraftwerksprojekls 
seitens CoC'om? 


10. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDli/CSU) 


Entspricht die iiu ,,Nachrichicnspiegci“ des j^rcsse- 
und Informationsamts der Bundesregierung vom 
9. Mai 1975 wiedergegebene Meldung von Radio 
Warschau dem tatsächlichen Verhandlungssland, 
wonach , »Polen seine Forderung nach Wieder- 
gutmachung für polnische Opfer des Nazismus 
erncul vorgebracht“ hat, verbunden mit der Fest- 
stellung, dab Polen „zwar auf Reparationen, nie- 
mals aber auf Wiedergutmachung verzichtet hat“ 
und die entsprechenden Forderungen ,, leicht 
gerechnet auf 10 bis 15 Milliarden DM aufgelaufen“ 
seien? 


1 1 . Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung erklären, daß sie weiter- 
hin solche uferlos wachsende Forderungen, die bei 
weniger ,, leichter Rechnung“ und der angekündigten 
Einbeziehung von Forderungen für Zwangsarbeiter 
über 1 5 Milliarden DM hinaus erheblich gesteigert 
zu werden drohen, zurückweist und deutsche 
Forderungen für den entgangenen Nutzen des ge- 
waltigen zivilen Vermögens Deutscher, das völker- 
rechtswidrig von Polen konfisziert wurde, endlich 
geltend machen wird? 


12. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Sowjet- 
union, wie dies soeben erst wieder Botschafter Falin 
während des Besuchs des Direktors von TASS, 
Samjatin, in der Bundesrepublik Deutschland getan 
hat, die Gültigkeit des englischen und französischen 
Textes des Viermächteabkommens vom 3. Septem- 
ber 1971 bestreitet, worin es heißt, ,,daß diese 
Sektoren (West-Berlins) so wie bisher kein Bestand- 
teil (konstitutiver Teil) der Bundesrepublik Deutsch- 
land sind“ (constituent part, 616nient constitutif), 
und was gedenkt sie dafür zu tun, daß dem eng- 
lischen und französischen Text entsprechend den 
Ausführungen des Regierungssprechers unmittel- 
bar nach Abschluß des Viermächteabkommens ein 
Vorrang zukommt? 
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13. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSÜ) 


Wie erklärt es sich die Bundesregierung, dah trotz 
der , Jnformation‘‘ zum Warschauer Vertrag über 
ständige Kontakte zwischen den Regierungen in 
Bonn und Warschau und der von unserer Bot- 
schaft in Warschau der polnischen Regierung über- 
mittelten Intervenlionsnotizen die Zahl der Aus- 
siedler aus Ostdeutschland jenseits von Oder und 
Neiße in den ersten fünf Monaten des Jahrs 1975 
im Monatsdurchschnitt die niedrigste seit zwei 
Jahrzehnten ist? 


14. Abgeordneter 

Reiser 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Äußerung 
des Militärattacln^s an der Botschaft der Bundes- 
republik Deutschland in London, der laut l ages- 
zeilung ,Die Welt‘ vom 1 1. Juni 1975 gesagt haben 
soll, falls deutsches Militärgerät an Südafrika ge- 
liefert worden sei, wäre dies ,,säuberhch und korrekt 
im Rahmen aller Ausführungsbestimnmiigen der 
NATO geschehen, an die man sich ganz eng gehalten 
hat‘‘? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für WirtJichaft 


15. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung dazu bewogen, Reise- 
Schiniicl Veranstaltern in der RkfendesrepubÄ peutsebk^nd 

(SPD) die Durchführung von Pa «schalrtu greisen *i^ch 

Südrhodesien für die laufende Hauptsaison nicht 
zu untersagen, obwohl sie bereits hn Juni 1974 
in der Fragestunde des Deutschen Bundestages 
darauf hingewiesen wurde, daß diese Rei.sepro- 
gramme gegen ismbargobestininmngen der Außen- 
wirtschaftsveroninung verstoF>cn, die sowohl den 
Dienstleistungs- als auch den Zahlungsverkehr 
mit Südrhodesien unterbinden sollten? 


16. Abgeordneter 
Schinzel 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß dem 
völkerrechlsverbindlichen Charakter des gegen Süd- 
rhodesien gerichteten Sichcrhcitsratsbeschluß 253 
(1968) durch die daraufhin ergangene Neuregelung 
der Außenwirtschaftsverordnung ausreichend Rech- 
nung getragen ist, obwohl diese Verordnungsrege- 
liing die Anwendung der Sanktionen in das Fr- 
messen der Verfolgungsbchörde stellt und die 
Lxekutive dieses Frmessen im Sinne einer prinzi- 
piellen Nichtanwendung der Sanktionen ausgeübt 
hat, da sie in dem einzigen Bereich, in dem das 
Embargo nicht auf dem Wege über Drittländer über- 
gangen werden kann (Pauschalreiscn), niemals 
Sanktionen verhängt hat? 


17. Abgeordneter 

Dr. Jobst 

((DU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Bank 
für Gemeinwirtschaft durch die Bereitstellung 
eines 30-Millionen-Kredits die Errichtung eines 
Werks der Sanitärporzcllaninduslrie in der DDR 
fr)rdern will? 


18. Abgeordneter 

Dr. Jobst 
(CDU/(’SÜ) 


Wird die Bundesregierung in Anbetracht der schwie- 
rigen gegenwärtigen Situation der deutschen sanitär- 
keramischen Industrie und der zu erwartenden zu- 
sätzlichen Schwierigkeiten durch Bezüge aus der 
DDR irn Fall eines Antrags Lieferungen für die 
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Einrichtung einer sanitarkeraniischen Produktions- 
anlage in der DDR durch Bürgschaftsübernahme 
unterstützen und die Geschäftsabwicklung im 
innerdeutschen Handel geneliinigen? 

19. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die freiwillige 
Burger Selbstbesehränkung der Zigarettenhersteller in der 

(CDU/CSU) Werbung? 


20. Abgeordneter Wie hat sich die Zigarettenproduktion in den 

Burger letzten fünf Jahren entwickelt? 

(CDU/CSU) 

21. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergebnisse 

Dr. Schweitzer der deutsch-sowjetischen Wirtschaftsbesprechungen 

(SPD) der zweiten Juniwoche 1975 in Bonn? 

22. Abgeordneter ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 

Reuschenbach deutsche Energiewirtschaft noch zu den Investi- 

(SPD) tionen ermutigt oder angehalten werden kann, 

die für die Erreichung der Ziele des auf ein Höchst- 
maß an unabhängiger Energieversorgung gericlUeten 
Energieprogramms notwendig erscheinen, und hat 
die Bundesregierung die Absicht, einen Öl- und 
Produklenpreis zu gewährleisten, der solclie Zu- 
kunflsinvestitionen nicht gefährdet? 

Warum ruft der Bundeswirtschaftsminister nur die 
Unternehmer auf, im kommenden wirtschaftlichen 
Aufschwung ,, nicht auf das volle Ausschöpfen von 
kurzfristigen Preiserhöhungsspielräumen zu setzen‘‘? 

Wie gedenkt die Bundesregierung die eingclretenen 
Auswirkungen ihrer Währungs-, Finanz-, Wirtschafts- 
und Verkehrspolitik auf die Arbeitsplätze und 
Unternehmen im Zonenrandgebiet rückgängig z.u 
machen, und welche Mittel wird sie einsetzen, urn 
wenigstens die noch bestehenden Arbeitsplätze 
der Porzellan-, Glas-, Bau- und sonstigen gewerb- 
lichen Wirtschaft sowie der Deutschen Bundesbahn 
zu erhalten, die zum Teil in diesem Gebiet beson- 
ders gefährdet sind? 


25. Abgeordneter Wußte die Bundesregierung bereits vor dem 4. Mai 
Thürk dieses Jahres von der Absicht der Veba-AG, Raffi- 

(CDU/CSU) neriekapazitäten stillzulegen? 


26. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in den letzten 
Thürk Wochen unter Führung der Veba-Konzerntöchter 

(CDU/CSU) Aral und Fanal vorgenommene Benzinpreiserhöhung 

in wettbewerbsrechtlicher Hinsicht? 


27. Abgeordneter Um wieviel Prozent lag das Bruttosozialprodukt 
Zeyer im ersten Quartal 1975 unter dem Niveau des ersten 

(CDU/CSU) Quartals 1974, und mit welchem realen Rückgang 

des Bruttosozialprodukts muß in diesem Jahre 
nach den Daten, die der konzertierten Aktion 
am 6. Juni 1975 Vorgelegen haben, gerechnet 
werden? 


24. Abgeordneter 

Dr. Kunz 

(Weiden) 

(CDU/CSU) 


24. Abgeordneter 

Höcherl 

(CDU/CSU) 
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28. Abgeordnete Zu wieviel Prozent war die Produktionskapazität 

Frau der deutschen Industrie ini April 1974 ausgelastet, 

Pack und wie hoch war der Auslaslungsgrad irn April 

(CDU/CSU) 1975? 

29. Abgeordnete Um wieviel Prozent lagen die Auftragseingänge 

Frau der deutschen Industrie im April 1975 unter denen 

Pack von April 1974? 

(CDU/CSU) 

30. Abgeordneter Welche Folgerungen zfeht die Bundesregierung aus 

Niegel der nicht eingetretenen nachstehenden Ankündigung 

(CDU/CSU) und welches Jahr mag sie vielleicht gemeint haben,' 

als sie am 3 1 . Dezember 1 974 vom ßundespresseamt 
bundesweit in Zeitungsanzeigen mit erheblichen 
Geldkosten prophezeien ließ: ,,Der Aufschwung 

kommt. Im Frühjahr werden wir über den Berg 
sein.“? 

Hält der Bundeskanzler seine Erklärungen vom 

1. Mai 197-5 ,,die größten Sorgen liegen hinter 
uns ... Es geht jetzt ganz eindeutig aufwärts . . . Ich 
bleibe also bei meiner Frühsommerprognose“ mit 
der Erklärung des zuständigen Bundeswirtschafts- 
miiiisters für vereinbar, daß sich „unsere Wirtschaft 
erst in der zweiten Jahreshälfte erholt“ und daß es 
eine Leistung sei, „wenn es gelinge, die Null-Linie 
zu erreichen“? 


Wie beurteilt der Bundeskanzler die Äußerung seines 
Regierungsprechers Grünewald, daß auch ohne 
Wachstum für 1975 ein ,, Spielraum für die Lohn- 
politik bestehe“ und wenn ja, wie groß schätzt der 
Bundeskanzler diesen Spielraum nach dem heutigen 
Erkenntnisstand für das Jahr 1975 ein? 


33. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß 

Dr. Zeitei der Anstieg der Konkurse weiter anhält und daß 

(CDU/CSU) hiervon mittelständische Betriebe besonders hart 

betroffen sind? 

34. Abgeordneter Ist der Bundeskanzler der Auffassung, daß das 

Dr. Zeitei Konjunkturprogramm vom 12. Dezember 1974 

(CDU/CSU) die deutsche Wirtschaft in den ersten fünf Monaten 

dieses Jahres gegenüber dem Vergleichszeitraum 
des Jahres 1974 dazu veranlaßt hat, nennenswerte i 
zusätzliche Investitionen zu tätigen und wenn ja, ' 
in weichem Umfange? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

35. Abgeordneter ln welchem Umfang ist die Dauer der Verfahren 

Dr. Franz vor dem Bundesarbeitsgericht angestiegen, und zu 

(CDU/CSU) welchen gesetzgeberischen Initiativen gibt die 

Entwicklung Anlaß? 

36. Abgeordneter Hat die Bundesregierung gesicherte wissenschaft- 

Dr. Schöfberger liehe Erkenntnisse über negative Auswirkungen 

(SPD) des Akkord- und Fließbandsystems auf die phy- 

sische und psychische Gesundheit, auf die Früh- 




6 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3763 


37. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


invalidität und auf die Lebenserwartung der be- 
troffenen Arbeiter, oder ist sie verneinendenfalls 
bereit, im Rahmen des Bundesforschungsprogramms 
entsprechende Untersuchungen zu fördern? 

Stellt die Bundesregierung derzeit Überlegungen 
an, die für die Förderung der beruflichen Bildung 
im Arbeitsförderungsgesetz enthaltenen Bestim- 
mungen mit dem Ziel zu andern, bestehende Rechts- 
ansprüche auf Förderung ganz oder teilweise in Weg- 
fall kommen zu lassen? 


38. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 

39. Abgeordneter 

Möllemann 

(FDP) 


40. Abgeordneter 

Möllemann 

(FDP) 


41. Abgeordneter 

Dr. Laermann 

(FDP) 


42. Abgeordneter 

Dr, Laermann 

(FDP) 


43. Abgeordneter 

Peiter 

(SPD) 


In welchem Umfang und von welchem Zeitpunkt ab 
sind gegebenenfalls derartige Kürzungen vorgesehen? 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die 
Berufsberatung dadurch zu verbessern und zu 
aktualisieren, daß nebenamtliche Kräfte, die im 
Berufsleben stehen, verstärkt in das Beratungsin- 
strumentarium eingegliedert und zusammen mit den 
hauptamtlichen Berufsberatern in den Beratungen 
eingesetzt werden? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
die Zusammenarbeit der Berufsberatungsstellen der 
Bundesanstalt für Arbeit mit den übrigen Beratungs- 
einrichtungen und den Studienberatungen der 
Hochschulen entsprechend dem Beschluß der 
Kultusministerkonferenz ,, Beratung in Schule und 
Hochschule“ vom 14. September 1973 zu ver- 
bessern und effizienter zu gestalten? 

Ist unter den Aspekten, daß die vielfältige und 
rasche Wandlung der Berufsinhalte und -formen, 
zunehmende Unüberschaubarkeit und die Ent- 
scheidungsvielfalt eine rechtzeitige und umfassende, 
fachkundige Entscheidungshilfe notwendig machen, 
die Zahl der von der Bundesanstalt für Arbeit ein- 
gesetzten Berufsberater ausreichend, und sind diese 
hinreichend qualifiziert, um den Ansprüchen an eine 
wirkungsvolle personen- und berufsfeldbezogene Be- 
ratung zu entsprechen? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die 
weiter ansteigenden Zahlen der Abiturienten sowie 
der anderen Hochschulzugangsberechtigten und die 
Verschärfung der Zulassungssituation eine ausgewo- 
gene Berufs- und Bildungsberatung immer dring- 
licher machen, zumal der Anteil der Unentschlosse- 
nen stark ansteigt und vermehrter und besserer 
Beratung bedarf, und kann die Bundesregierung 
Auskunft darüber geben, ob und inwieweit eine 
bessere und rechtzeitige Berufsberatung auch einen 
erheblichen Beitrag zur besseren Kapazitätsaus- 
lastung der Hochschulen liefern kann, da nach 
statistischen Unterlagen von der durchschnittlichen 
Studienzeit 0,7 Studienjahre auf Studienwechsler 
entfallen? 

Trifft es zu, daß in einigen Bundesländern Öster- 
reichs eine Reihe von Ärzten sich weigern, deutsche 
Patienten auf Krankenschein zu behandeln, und 
welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
dem entgegenzuwirken? 
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44. Abgeordneter 
Dr. Franz 
(CDU/CSU) 


Welche Kosten entstehen bei der Bundesanstalt 
für Arbeit seit der Anwendung der Anordnung 
über die Förderung der beruflichen Fortbildung 
und Umschulung vom 19. Dezember 1973 inso- 
fern, als in jedem Fall die pauschalierten Kosten 
notwendiger auswärtiger Unterbringung bei Fort- 
bildungsveranstaltungen zu ersetzen sind? 


45. Abgeordneter Wie hoch war die Zahl der Industriebeschäftigten 

Schmitt am 30. April 1974, und wie hoch lag diese am 

(Lockweiler) 30. April 1975? 

(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter Wieviel Prozent betrug die saisonbereinigte Arbeits- 
Schmitt losenzahl zum 31. Mai 1974, und wie hoch war 

(Lockweiler) diese am 3 1 . Mai 1975? 

(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Behinder- 
Maucher tenwerkstätten erst dann anerkannt werden bzw. 

(CDU/CSU) Aufträge erhalten, wenn die Verordnung nach 

§ 55 Abs. 3 erlassen ist? 


48. Abgeordneter Wann kann mit dem Erlaß der Verordnung gerech- 
Maucher net werden? 

(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter Welche Erfahrungen liegen über die Inanspruch- 
Dr. Enders nähme der von der Bundesanstalt für Arbeit und 

(SPD) anderen Stellen angebotenen Aus- und Fortbildungs- 

möglichkeiten für arbeitslose Arbeitnehmer vor? 


50. Abgeordneter 
Horstmeier 
(CDU/CSU) 


Was hat die Prüfung der Bundesregierung ergeben, 
einen Gesetzentwurf zur unentgeltlichen Beförde- 
rung von Begleitpersonen Schwerbehinderter bei 
Reisen mit der Deutschen Bundesbahn dem Deut- 
schen Bundestag zuzuleiten? 


5 1 . Abgeordneter 
Horstmeier 
(CDU/CSU) 


Warum hat ein Landwirt, der vorübergehend Pacht- 
flächen aufgeben muß und damit eventuell die 
Beitragspflichtigkeit für die Altershilfe verliert, 
aber noch keine 60 Monatsbeiträge gezahlt hat, 
auch bei einer späteren Beitragspflichtigkeit keine 
Möglichkeit mehr, einen Altersgeldanspruch zu 
erwerben? 


52. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, 
wenn die vorgesehenen 250 Millionen DM für die 
bereits beantragten ABM-Maßnahmen nicht aus- 
reichen, und welche Auswirkungen hat dies auf 
den Arbeitsmarkt und auf die Konjunkturlage 
insbesondere im Zonenrandgebiet, in dem es in 
einzelnen Arbeitsamtsbereichen bereits über 7 % 
Arbeitslose und zusätzlich 1 5 % Kurzarbeiter gibt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


53. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 
(SPD) 


Trifft es zu, daß Verfahren zur Klärung von An- 
sprüchen aus Bundesbahnunglücksfällen im Ver- 
gleich zu Rechtsstreitigkeiten Betroffener mit Haft- 
pflichtversicherungen schleppend abgewickelt wer- 
den? 


54. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 
(SPD) 


Wie steht es insbesondere mit der Schadensre- 
guiierung im Zusammenhang mit den Eisenbahn- 
unglücksfällen vom 9. Februar 1971 (bei Aitrang), 
27. Mai 1971 (Radevormwald), 21. Juli 1971 
(Rheinweiler) und 5. November 1973 (Gunters- 
hausen)? 


55. Abgeordneter 
Schmidt 
(München) 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung angesichts des Eisenbahn- 
unglücks von Warngau bereit, die Deutsche Bundes- 
bahn zum Erlassen wirksamerer Sicherheitsvor- 
schriften und zum beschleunigten Einbau weiterer 
technischer Sicherungen zu veranlassen? 


56. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Wieviel Strecken der Deutschen Bundesbahn werden 
heute noch eingleisig befahren, und in welcher Höhe 
belaufen sich die Investitionen der Deutschen Bun- 
desbahn, eingleisige Strecken zweigleisig auszubauen 
oder mit einer automatischen Streckensicherung, 
einem sogenannten Streckenblock, zu versehen? 


57. Abgeordneter 

MÜz 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung aus dem Zugunglück von 
Warngau in der Weise Konsequenzen ziehen, indem 
für die beschleunigte Einführung des Zugbahnfunks, 
des Streckenblockungsverfahrens auf allen Schienen- 
wegen und für den Ausbau der induktiven Zugbeein- 
flussung durch Einführung der vierten Frequenz 
Sorge getragen wird? 


58. Abgeordneter Welche Ursachen haben zu dem Zugunglück von 
Dr. Riedl Warngau geführt, und wer ist dafür verantwortlich? 

(München) 

(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung nach den ersten Erfah- 
rungen mit dem Punktsystem für Verkehrssünder 
daran fest, daß die Einführung dieses Systems sinn- 
voll und geboten war, und welche Änderungen 
scheinen der Bundesregierung im Licht der bisher 
gewonnenen Erfahrungen als angezeigt? 


60. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sehr viele 
Betroffene besonders darüber aufgebracht sind, daß 
sie nicht einmal über Eintragungen und gegebenen- 
falls später über Löschungen im Verkehrszentral- 
register unterrichtet werden und daß jede neue 
Eintragung die Löschung früherer Eintragungen 
hemmt, so daß Eintragungen im extremsten Fall 
bis zu 34 Jahren im Register verbleiben können? 
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61. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
Dr. Stavenhagen den Landkreisen Karlsruhe und Enzkreis durch die 
(CDU/CSU) auf ihren Wunsch geplante Schnellbahntrasse Mann- 

heim-Stuttgart der Deutschen Bundesbahn ent- 
stehenden Beeinträchtigungen auszugleichen? 


62. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen eines 
Dr. Stavenhagen Sonderprogramms dafür zu sorgen, daß alle Straßen- 
(CDU/CSU) Planungen im Bereich der Bundesbahnschnellbahn- 

trasse Mannheim- Stuttgart beschleunigt vorange- 
trieben werden und bereits außerhalb des Planfest- 
stellungsverfahrens Zusagen in der Richtung zu 
machen, daß sämtliche Straßenanschlüsse auf 
dieses neue Netz eingestellt werden? 


Bedeutet die Weigerung der Bundesregierung in der 
Sitzung des Deutschen Bundestages vom 5. Juni 
auf meine Frage, ob die Bundesregierung dafür 
Sorge tragen werde, vor der Unterzeichnung eines 
Vertrags über den Binnenschiffsverkehr auf dem 
Elbabschnitt zwischen Lauenburg und Schnacken- 
burg sicherzustellen, daß den DDR-Behörden keine 
Hoheitsbefugnisse auf der ganzen Breite der Elbe 
eingeräumt werden, positiv zu beantworten, daß 
die DDR solche Befugnisse nach dem Inkraft- 
treten dieses Vertrags rechtmäßig ausüben kann? 


Ist die Behauptung der Bundesregierung durch den 
Parlamentarischen Staatssekretär Jung in der Sit- 
zung des Deutschen Bundestages vom 5. Juni, 
DDR-Behörden nähmen seit Jahren auf dem Elb- 
abschnitt Lauenburg -Schnackenburg hoheitliche 
Befugnisse wahr, als Vorbereitung dafür anzu- 
sehen, den DDR-Behörden solche Befugnisse dem- 
nächst vertraglich einzuräumen? 


Welchen rechtlichen oder tatsächlichen Zusammen- 
hang mit der Grenzfestlegung durch die Grenz- 
kommission auf dem Elbabschnitt zwischen Lauen- 
burg und Schnackenburg wird der für diesen Ab- 
schnitt vorbereitete Vertrag mit der DDR über den 
Binnenschiffsverkehr haben? 


Ist sich die Bundesregierung darüber klar, daß in 
dem beabsichtigten Vertrag mit der DDR über den 
Binnenschiffsverkehr auf der Elbe im Abschnitt 
Lauenburg— Schnackenburg Bestimmungen, welche 
etwa von Hoheitsgebieten beider deutscher Staaten 
auf diesem Elbabschnitt ausgehen, die Feststellung 
des Grenzverlaufs durch die Grenzkommission 
faktisch präjudizieren würden, und wird sie deshalb 
davon absehen, derartige oder ähnliche Bestim- 
mungen in den Vertrag aufzunehmen? 


67. Abgeordneter Hat die Bundesregierung sichergestellt, daß Berlin 

Freiherr in den Vertrag mit der DDR über den Binnen- 

von Fircks Schiffsverkehr auf der Elbe zwischen Lauenburg 

(CDU/CSU) und Schnackenburg durch eine ausreichende Berlin- 

Klausel einbezogen wird und daß Berliner Schiffe als 
Schiffe der Bundesrepublik Deutschland gelten? 




64. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


63. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 
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68. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Wird der in Vorbereitung befindliche Vertrag mit 
der DDR über die Binnenschiffahrt den Protokoll- 
vermerk zu Artikel 23 des Verkehrsvertrags ganz 
oder teiiyeise ersetzen, und welche Teile dieses 
Protokollvermerks werden gegebenenfalls außer 
Kraft gesetzt werden? 


69. Abgeordneter 
Lagershausen 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß auf dem Elbabschnitt Lauenburg— 
Schnackenburg bisher die Wasserschutzpolizei Ham- 
burg für (^e Ausübung der polizeilichen Ordnungs- 
befugnisse allein zuständig war, und sind Presse- 
meldungen zutreffend, daß diese Zuständigkeit 
durch den in Vorbereitung befindlichen Vertrag mit 
der DDR über die Binnenschiffahrt auf diesem Elb- 
abschnitt geändert werden soll? 


70. Abgeordneter 
Lagershausen 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung keine zusätzlichen Ge- 
fahren für Deutsche aus der DDR, die über die Elbe 
in die Bundesrepublik Deuttschland flüchten wollen, 
dadurch entstehen, daß alldm nach durch den ßin- 
nenschif fahrtsvertrag mit der S^pR deren Behörden 
künftig auf der ganzen Breite der Elbe Hoheits- 
befugnisse ausüben können? 


7 1 . Abgeordneter 
Haase 
(Kassel) 
(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung veranlaßt, bereits zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt Teile der Stadt Kassel für 
das Projekt eines über mehrere Jahre geplanten 
lokalen ,,Zwei-Weg-Kabelfernseh“-Großversuchs aus- 
zuwählen, obwohl weder der für Ende des Jahres 
angekündigte Abschlußbericht noch die in Aus- 
sicht gestellten Empfehlungen der ,, Kommission 
für den Ausbau der technischen Kommunikations- 
systeme (KtK)“ vorliegen? 


72. Abgeordneter 
Haase 
(Kassel) 
(CDU/CSU) 


In welchem Umfang hat die Bundesregierung die 
betroffene Regional- und Lokalpresse — in diesem 
Fall die Hessische/Niedersächsische Allgemeine — 
bei den Verhandlungen zur Planung und Vorberei- 
tung dieses Großversuchs gehört, nachdem von 
Regierungsseite in der Vergangenheit immer wieder 
versichert worden ist, alle interessierten gesellschaft- 
lichen Kräfte an den geplanten Projekten zu be- 
teiligen? 


73. Abgeordneter 
Dr. von 
Bismarck 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung bei der Prüfung der vor- 
gelegten Pläne der Zusammenlegung der Oberpost- 
direktionen Braunschweig und Hannover in Hanno- 
ver berücksichtigt, daß die vorgelegten Zahlen kurz- 
fristig keinerlei nennenswerte Ersparnisse bringen, 
jedoch psychologisch dazu geeignet sind, den Be- 
mühungen, neue Arbeitsplätze durch Anziehung 
investitionswilliger Unternehmen zu schaffen, ent- 
gegenzuwirken? 


74. Abgeordneter 
Dr. von 
Bismarck 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung dabei ferner berücksichtigt, 
daß im Bereich Braunschweig nach Mitteilung des 
Verwaltungspräsidenten bereits 40 000 Arbeits- 
plätze gesichert werden müssen, und daß mit Ver- 
legung der Funktion der Oberpost direktion nach 
Hannover auch die Auf tragsver gäbe in das schon 
strukturell geschwächte Gebiet verkürzt würde? 
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75. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß die 
Dr. Klein Umstände, unter denen — laut Pressemeldungen — 

(Göttingen) die Entscheidung für einen ersten Großversuch von 

(CDU/CSU) lokalem Kabelfernsehen in Kassel gefallen sind, 

und die Art und Weise, wie die Öffentlichkeit von 
diesem Projekt erfahren hat, geeignet sind, die 
Arbeit der „Kommission für den Ausbau der tech- 
nischen Kommunikationssysteme (KtK)“ zu be- 
lasten und eine vertrauensvolle Zusammenarbeit 
zwischen den Sachverständigen und der Bundes- 
regierung zu erschweren? 


76. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, unter diesen Um- 
Dr. Klein ständen ihre Pläne, Standorte und bereits getroffe- 

(GÖttingen) nen Absprachen für weitere Experimente dieser 

(CDU/CSU) Art mitzuteilen, oder muß die Öffentlichkeit mit 

weiteren Überraschungen rechnen? 


77. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 

Dr. Mende daß bei den Verhandlungen und Absprachen zur 

(CDU/CSU) Vorbereitung des lokalen Kabelfernsehprojekts 

in Kassel das hessische Landesparlament weder 
beteiligt noch informiert wurde? 

78. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Meinung, daß die 

Lenzer Art und Weise, wie das lokale Kabelfernsehprojekt 

(CDU/CSU) in Kassel in der Öffentlichkeit bekannt wurde, den 

Verdacht erwecken könnte, daß hier von Seiten 
des Bundesministeriums für Forschung und Techno- 
logie der Versuch gemacht wird, auf dem Gebiet 
der neuen Medien Entwicklungen und Tatsachen 
zu präjudizieren, obwohl ein erster Versuch in 
Bremens Neuer Vahr des damaligen Bundesministers 
für Forschung und Technologie und für das Post- 
und Fernmeldewesen, Prof. Dr, Ehmke, wegen 
rechtlicher Bedenken aufgegeben werden mußte? 

79. Abgeordneter Wie und wann ist es zu der überraschenden Ent- 

Lenzer Scheidung für einen ersten Lokalfernsehgroßversuch 

(CDU/CSU) in Kassel gekommen, nachdem man bisher auf 

Grund aller Informationen und Zusicherungen 
aus dem Bundesministerium für Forschung und 
Technologie, das für solche Versuche zuständig 
sein sollte, davon ausgehen konnte, daß erst der 
Bericht und die Empfehlungen der ,, Kommission 
für den Ausbau der technischen Kommunikations- 
systeme (KtK)“ abgewartet werden sollten, bevor 
man — unter Beteiligung aller interessierten ge- 
sellschaftlichen Kräfte - vom Bundesministerium 
für Forschung und Technologie aus in die Phase 
konkreter Planungen, Vorbereitungen und Ent- 
scheidungen von entsprechenden Großversuchen 
übergehen wollte? 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


80. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei künftigen 
Braun Gesetzentwürfen jeweils anzugeben, welche zu- 

(CDU/CSU) sätzlichen Ausgaben den Gemeinden/Gemeindever- 

bänden durch das betreffende Gesetz im Hinblick 
auf personelle Ausgaben, Sachausgaben und Folge- 
kosten entstehen? 
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81. 


Abgeordneter 

Braun 


(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung in dem jeweiligen Gesetz- 
entwurf dann auch darlegen, in welcher Weise sie 
den Gemeinden/Gemeindeverbänden den zusätz- 
lichen finanziellen Aufwand erstatten wird? 


82. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung vor einer Unterzeichnung 
des Vertrags mit der DDR über den Binnenschiffs- 
verkehr auf der Elbe zwischen Lauenburg und 
Schnackenburg sich durch ein Gutachten unab- 
hängiger Wissenschaftler über die Rechtslage be- 
züglich des Grenzverlaufs in diesem Elbabschnitt 
informieren, oder ist dies bereits geschehen? 


83. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung beabsichtigt, 
das ßundesgrenzschutzkommando Mitte von Kassel 
auf längere Sicht gesehen stufenweise in den Raum 
Bonn zu verlegen, und daß kurzfristig mit der Ver- 
legung von Dienststellen zu rechnen ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


84. Abgeordneter Hat die Bundesregierung in den vergangenen zwölf 
Ey Monaten von den ihr zustehenden Rechten bzw. 

(CDU/CSU) Pflichten aus dem § 47 des Gesetzes über das 

Kreditwesen Gebrauch gemacht? 


85. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Von welcher wirtschaftlichen Situation geht Bun- 
desfinanzminister Dr. Apel aus, wenn er in seinem 
,,Stern“-Interview vom 5. Juni 1975 davon spricht, 
daß ,,wenn es uns wieder besser geht, werde ich im 
Kabinett Steuererhöhung beantragen“, und wann 
hält die Bundesregierung aus heutiger Kenntnis- 
sicht diesen Zeitpunkt für gekommen? 


86. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Bei weichen Maßnahmen der ,, Reform-Politik“ 
ist nach Meinung der Bundesregierung ,, nicht 
intelligent genug vorgegangen“, und wo ist mit 
,, finanzieller Gießkanne gearbeitet“ worden, wie es 
Bundesfinanzminister Dr. Apel in seinem „Stern“- 
Interview vom 5. Juni 1975 zum Ausdruck gebracht 
hat? 


87. Abgeordneter Wieviel Prozent des Bruttosozialprodukts beträgt in 
Dr. Häfele den Jahren 1970 bis 1975 bei uns der sogenannte 

(CDU/CSU) Staatsanteil, d. h. die Ausgaben der öffentlichen 

Hand insgesamt? 


88. Abgeordneter Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung über 
Dr. Gölter Zeitpunkt und Umfang einer Erhöhung der Tabak- 

(CDU/CSU) Steuer? 


89. Abgeordneter Wäre es nach der deprimierenden Konjunkturana- 

Höcherl lyse vom 6. Juni 1975 nicht an der Zeit, die neuen 

(CDU/CSU) Steuerschätzungen vorzunehmen? 


13 



Drucksache 7/3763 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


90. Abgeordneter 

Zeyer 

(CDU/CSU) 


Steht der Bundeskanzler noch zu seinem Wort in 
der Regierungserklärung vom 17. Mai 1974, die 
Mehrwertsteuer in dieser Legislaturperiode nicht 
zu erhöhen, und welche anderen Steuern werden 
noch in dieser Wahlperiode erhöht? 


91. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der 
Schröder Bundeskanzler den Vertretern der Stadt Emden 

(Wilhelminenhof) zugesichert hat, sich für die Erhaltung der Arbeits- 
(CDU/CSU) plätze der Emder Erisia-Kattinerie einzusetzen, 

und machte der Bundeskanzler dabei die Zusage, 
daß die Bundesregierung Maßnahmen ergreifen 
wird, um die Konkurrenzsituation der deutschen 
Raffinerien zu den multinationalen Konzernen zu 
verbessern? 


92. Abgeordneter 

Schröder 

(Wilhelminenhof) 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Schritte hat die Bundesregierung 
gegebenenfalls inzwischen unternommen, um diese 
Zusagen zu erfüllen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


93. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine Erfolgskontrolle 
Ey der agrarpolitischen Förderungsmaßnahmen durch- 

(CDU/CSU) zuführen, und wenn ja, wann ist mit der Vorlage 

eines Ergebnisses zu rechnen? 


94. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Biolo- 
gische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft 
nicht in der Lage ist, ihrer gesetzlichen Aufgabe, die 
Pflanzenschutzmittel zuzulassen, termingerecht 
nachzukommen und sich diese Situation nach der 
Novellierung des Pflanzenschutzgesetzes noch weiter 
verschärfen wird, so daß der Wirtschaft dadurch 
schwere Schäden erwachsen? 


95. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Da sich die Biologische Bundesanstalt für Land- 
und Forstwirtschaft bei der Prüfung und Zulassung 
von Pflanzenschutzmitteln schon jetzt in einem 
Arbeitsrückstand von mehreren Jahren befindet 
(1100 unerledigte Anträge), frage ich die Bundes- 
regierung, aus welchen Instituten soll die Biolo- 
gische Bundesanstalt Arbeitskräfte abziehen, und 
welche Forschungsarbeiten können abgebrochen 
werden, um die vermehrten Prüfungsarbeiten 
durchführen zu können? 


96. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Absatz- 
Dr. Göltet Chancen des deutschen Tabakbaues bei rückläufiger 

(CDU/CSU) Zigarettenproduktion? 


97. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Agrarkom- 
Eigen missar Lardinios in einem Interview im Agra Europe 

(CDU/CSU) festgestelit hat, daß die Tatsache, daß die Bundes- 

regierung nicht bereit ist, alle Möglichkeiten der 
Energiesubvention im deutschen Gartenbau, die 
ihr die EG-Kommission gegeben hat, auszuschöpfen. 
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eine große Gefahr für die Europäische Gemein- 
schaft ist, und ist die Bundesregierung bereit, diese 
Aussage bei ihrer künftigen Politik zu berück- 
sichtigen? 


88. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Äußerungen der Kom- 
mission in Brüssel bekannt, daß die Agrarpreis- 
vorschläge für das Wirtschaftsjahr 1976/1977 
noch vor der Sommerpause dem Ministerrat zuge- 
leitet werden sollen und daß die Kommission 
einen Abbau des Währungsausgleichs um wiederum 
2 % Punkte Vorschlägen wird, und welche Haltung 
wird die Bundesregierung gegenüber solchen Vor- 
schlägen einnehmen? 


99. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderung 
Niegel des Präsidiums des Deutschen Bauernverbands 

(CDU/CSU) auf ein nationales Ergänzungsprogramm für die 

deutsche Landwirtschaft, wie es vom BBV-Schnell- 
dicnst am 5. Mai 1975 veröffentlicht wurde? 


lOO- Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Welchen Erfolg haben die bisherigen Bemühungen 
der Bundesregierung bei der italienischen Regierung 
und der EWG im Hinblick auf ein Verbot des Vogel- 
mordes in Italien gebracht, und wann ist damit zu 
rechnen, daß in Italien Singvögel nicht mehr getötet 
werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


101. Abgeordnete 
Frau 
Benedix 
(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu der Förderung 
von Tagungen zum l'hema Sicherheitspolitik aus 
Mitteln des Bundesverteidigungsministeriums, wenn 
sich diese Tagung fast ausschließlich mit militä- 
rischen Verdünnungsmaßnahmen in Mitteleuropa 
der Bildung einer sogenannten Entspannungszone 
beschäftigt und hierbei wiederum der Frage einer 
Bewußtseinsveränderung durch wertfreien System- 
vergleich Vorrang einräumt? 


102. Abgeordneter 

Coppik 

(SPD) 


Treffen Berichte zu, die vom Vorsitzenden der 
Unit on Apartheid bei den Vereinten Nationen, 
Botschafter Ogbu, auf einer Pressekonferenz in New 
York bekanntgegeben wurden, wonach deutsche 
Firmen an dem Aufbau einer hochmodernen mili- 
tärischen Aufklärungs- und Nachrichtenzentrale 
„Advokaat“ in Simonstown, Republik Südafrika, 
beteiligt sind und diese Beteiligung nur mit Hilfe 
des Materialamts der Bundeswehr, das diese mili- 
tärischen Ausrüstungsgüter mit NATO-Codes ver- 
sehen hat, erfolgen konnte (siehe auch Guardian 
vom 10. Juni 1975 und Die Welt vom 11. Juni 
1975)? 


103. Abgeordneter Trifft weiter zu, daß das Projekt ,,Advokaat“ auf 
Coppik eine engere militärische Zusammenarbeit zwischen 

(SPD) Südafrika und den Westmächten abzielt? 


15 



Drucksache 7/3763 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


104. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


Welche Untersuchungen hat die Bundesregierung 
auf Grund der Erkenntnisse der US-Senatskom- 
mission für multinationale Unternehmen über die 
Geschäftspolitik des amerikanischen Rüstungskon- 
zerns Northrop veranlaßt, und wann werden die 
ersten Ergebnisse vorliegen? 


105. Abgeordneter 

Gansei 

(SPD) 


ln welcher Höhe sind Geschäfte, insbesondere im 
Rüstungsbereich, seit 1956 zwischen der Bundes- 
regierung und dem Northrop-Konzern abgeschlossen 
worden oder Gegenstand von Verhandlungen 
gewesen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


106. 


Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen erwartet die Bundesregie- 
rung von dem in der Beratung befindlichen neuen 
holländischen Opiumgesetz für den Rauschmittel- 
und Drogenmarkt in der Bundesrepublik Deutsch- 
land? 


107. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung veranlaßt, abweichend 
vom Ersten Familienbericht (Drucksache V/2532) 
im Zweiten Familienbericht (Drucksache 7/3502) 
auf eine Darstellung der Lage der Familien in 
Mitteldeutschland zu verzichten? 


108. Abgeordneter 

Dr. Schäuble 
(CDU/CSU) 


Trifft die Aussage des Parlamentarischen Staats- 
sekretärs Zander in der Fragestunde vom 23. April 
1975 zu, daß auf Grund des § 7 der Tabakverord- 
nung Zigaretten weiterhin als ,,naturrein‘‘ bezeich- 
net werden dürften, oder ist es nicht vielmehr so, 
daß durch die dritte Änderungsverordnung zur 
Tabakverordnung vom 20. August 1971 die Be- 
zeichnung ,, naturrein“ für Zigaretten verboten 
wurde, da ja im Papier, Filter oder Mundstück, 
in den Klebemitteln oder Aufdruckfarben be- 
stimmte fremde Stoffe enthalten sind, daß aber 
nach dem geltenden § 7 der Tabakverordnung 
Zigaretten als ,, naturrein im Tabak“ bezeichnet 
werden dürfen, wenn ihnen bei der Herstellung 
keine fremden Stoffe zugesetzt wurden? 


109. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß traditionell 
Dr. Schäuble der Begriff ,, naturrein“ bzw. ,, naturrein im Tabak“ 

(CDU/CSU) fast ausschließlich für Zigaretten verwendet wird, 

die mit deutschem Tabak herge.stellt werden? 


110. Abgeordneter 
Egert 
(SPD) 


Sind der Bundesregierung nach Verabschiedung der 
Gesamtreform des Lebensmittelrechts durch den 
Bundestag Pressemitteilungen bekannt geworden, 
die weiterhin Klage über die Verwechslungsgefahr 
von Reinigungsmitteln mit Lebensmitteln führen, 
und welche Konsequenzen gedenkt sie gegebenen- 
falls daraus zu ziehen? 
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111. Abgeordneter Treffen Pressemitteilungen zu, wonach der Bundes- 

Egert regierung die Bereitschaft der Werbe Wirtschaft zu 

(SPD) selbstbeschränkenden Werbemaßnahmen für alko- 

holische Getränke erklärt worden ist, und wann 
ist gegebenenfalls mit einer Umsetzung dieser 
erklärten Bereitschaft in Taten zu rechnen? 


112. Abgeordneter Wie hoch waren bzw. sind die von der Bundes- 
Kiechle republik Deutschland für das deutsch-französische 

(CDU/CSU) Jugendwerk bereitgestellten Mittel seit Beginn des 

Abkommens, aufgeschlüsselt pro Jahr, die ausgege- 
ben wurden bzw. werden, und in welcher Höhe 
sind die Vorplanungen für die nächsten Jahre? 


113. Abgeordneter 

Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Notwendig- 
keit oder die Zweckmäßigkeit, daß für Zigaretten, 
die ohne Tabakfolie tabakfreies Material und ohne 
Zusatzstoffe ausschließlich mit Rohtabak gefüllt 
sind, auch in Zukunft ein Prädikat zugelassen wird, 
und an welches Prädikat denkt die Bundesregierung 
gegebenenfalls? 


114. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Gefahr, daß 
die Beseitigung eines eingebürgerten, gesundheit- 
lich nicht relevanten Gattungsbegriffs für einen zu 
Zigaretten verarbeiteten Tabak meist deutscher 
Herkunft die Existenz von 6300 mittelständischen 
Tabakpflanzern berührt, die 1 1 Millionen Kilo- 
gramm Tabak mit einem Wert von über 80 Millio- 
nen DM produzieren? 


115. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 
(CDU/CSU) 


Verfügt die Bundesregierung über zuverlässige 
Informationen darüber, daß die praktische Aus- 
bildung in Krankenanstalten für Studierende der 
Medizin entsprechend der am 26. März 1975 ge- 
änderten Bundesärzteordnung ab 1. Oktober 1976 
gewährleistet ist? 


1 16. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 

Wittgenstein- 

Hohenstein 

(CDU/CSU) 


Werden seitens der Bundesländer die notwendigen 
personellen und sächlichen Voraussetzungen in den 
akademischen Lehrkrankenhäusern zum 1. Oktober 
1976 vorhanden sein, oder fallen auch diese unerläß- 
lichen Investitionen unter den von den Gesundheits- 
ministern der Länder empfohlenen Einstellungs- 
stopp für Krankenhäuser? 


117. Abgeordnete 
Frau 
Stommel 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Bürger vor über- 
mäßiger Strahlenbelastung infolge unaufhaltsam zu- 
nehmender röntgen-diagnostischer Maßnahmen 
durch Einführung eines Röntgenpasses besser zu 
schützen? 


118. Abgeordnete 
Frau 
Stommel 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in diesem Zusam- 
menhang die Frage des Gesundheitspasses aufzu- 
greifen, oder ist sie der Meinung, daß es dem einzel- 
nen Menschen überlassen werden soll, sich selber 
um eine Unterlage zu bemühen, aus der u. a. Blut- 
gruppe, Impfungen, Röntgenuntersuchungen und 
-Behandlungen sowie sonstige lebenswichtige Hin- 
weise hervorgehen? 


17 



Drucksache 7/3763 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


119. 


Abgeordneter 

Leicht 


(CDU/CSU) 


120. Abgeordneter 
Leicht 
(CDU/CSU) 


121. Abgeordneter 

Hoffie 

(FDP) 


122. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


Ist der Bundesregierung die vom Institut für Demos- 
kopie Allensbach durchgeführte Verbraucherum- 
frage bekannt, nach der die Verbraucher - anders 
als bei Lebensmitteln die Bezeichnung ,, naturrein“ 
bei Zigaretten als Gattungsbegriff zur Kennzeich- 
nung einer bestimmten Geschmacksrichtung auf- 
fassen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine Repräsen- 
tativumfrage des Instituts für Demoskopie Allens- 
bach zu dem Ergebnis gekommen ist, daß für die 
Vermutung, der Begriff ,, naturrein“ in Verbindung 
mit Zigaretten könne Vorstellungen von ,, gesund“ 
hervorrufen und die Idee erwecken, naturreine 
Zigaretten seien weniger schädlich als andere Ziga- 
retten, keine Anhaltspunkte gefunden wurden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Gefahr 
von Hautkrebskrankheiten durch den Verbrauch 
von Fluorkohlenwasserstoffen als Treibgas für 
Sprühdosen und Kältemittel in Kühlanlagen? 

Ist an ein Verbot oder eine Einschränkung der 
Verwendung von Fluorkohlenwasserstoffen ge- 
dacht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


123. Abgeordneter 
Engholm 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung nicht auch der Ansicht, 
daß im ßundesausbildungsförderungsgesetz eine 
Regelung für Kinder von geschiedenen Eltern ge- 
troffen werden müßte, und in diesen Fällen nicht 
von der Höhe des Einkommens beider Eltern- 
teile ausgegangen werden kann, zumal wenn ein 
Elternteil in der Zwischenzeit schon wieder eine 
neue Familie gegründet hat (siehe Meldung in der 
„Frankfurter Rundschau“ vom 27. Mai 1975)? 


1 24. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Hintergründe 
Dr. Schweitzer des bundesweiten studentischen Sternmarsches 
(SPD) nach Dortmund am 11. Juni 1975 in Sachen ,, Bun- 

desausbildungsförderungsgesetz“, und welche Kon- 
sequenzen beabsichtigt sie daraus gegebenenfalls 
zu ziehen? 


125. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 
(CDU/CSU) 


Sieht sich die Bundesregierung nicht veranlaßt, 
entsprechend ihrer Zusage in der Fragestunde 
vom 25. Februar 1972 bei den Bundesländern 
anzuregen, die Zulassungsrichtlinien, soweit sie 
die Vergabe der Studienplätze für Pharmazie 
betreffen, zu überprüfen, nachdem die Studien- 
bewerber, die noch die pharmazeutische Vorprüfung 
abzulegen hatten, nicht mehr die Note aus dieser 
Vorprüfung ,, dreifach gewichtet“ angerechnet er- 
halten, sondern nur noch mit einem ganz allge- 
meinen Abzug von 1 ,0 berücksichtigt werden und 
damit gegenüber früher schlechter gestellt sind? 


126. Abgeordneter In welchen Bundesländern ist der Beschluß der 
Rollmann Kultusministerkonferenz ,, Beratung in Schule und 

(CDU/CSU) Hochschule“ vom 14. September 1973 bereits 

in Landesrecht umgesetzt worden? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. 


Abgeordneter 

Leicht 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung, nachdem die Landes- 
regierung von Rheinland-Pfalz keine Einwendungen 
gegen eine Ratifizierung des Abkommens zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der franzö- 
sischen Republik zur Regelung verschiedener 
Grenzfragen vom 31. Juli 1962 erhebt, gewillt, 
nunmehr erneut ein Ratifizierungsverfahren einzu- 
leiten? 


2, Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, daß 
Leicht dafür Sorge zu tragen ist, daß denjenigen Bürgern, 

(CDU/CSU) deren Grundbesitz im Sequesterland seit der Para- 

phierung dieses Abkommens von der französischen 
Regierung enteignet worden ist, eine angemessene 
Entschädigung gezahlt werden muß? 


3. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung er- 
Dr. Jahn griffen, um das Vermögen deutscher Firmen und 

(Braunschweig) Privatpersonen in Portugal zu sichern? 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


4. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Walz 

(CDU/CSU) 


Wie weit ist das in der Antwort der Bundesregierung 
— Drucksache 7/2887 - auf die Kleinen Anfragen 
betr. Straffung und Verbesserung der Organisations- 
struktur von Bundesregierung und Bundesverwal- 
tung angekündigte und genannte Arbeitsprogramm 
zur Verbesserung des Informationswesens der 
Bundesregierung gediehen, und wann ist mit seiner 
Veröffentlichung zu rechnen? 


5. Abgeordneter Können die Gemeinden Heimenkirch, Opfenbach 
Kiechle und Wohmbrechts, Kreis Lindau, mit Bundeszu- 

(CDU/CSU) Schüssen rechnen, wenn sie eine Gemcinschafts- 

kläranlage errichten und gegebenenfalls in welcher 
Höhe? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


6. Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die in 
§ 7 a des Reichshaftpflichtgesetzes vom 7. Juni 
1871, zuletzt geändert am 15. August 1943, fest- 
gesetzte Haftungshöchstgrenze von 1 5 000 DM im 
Jahr den derzeitigen Einkommens- und Lebens- 
verhältnissen nicht mehr entspricht und aus diesen 
Gründen entweder beseitigt oder angepaßt werden 
müßte, um eine Benachteiligung gegenüber Be- 
ziehern dynamisierter gesetzlicher Unfallrenten zu 
beseitigen? 
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7. Abgeordneter 
Schmidt 
(München) 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen 
Bundestag den Entwurf zur Novellierung dieses 
Gesetzes vorzulegen, und bis zu welchem Zeit- 
punkt könnte dies geschehen? 


8. Abgeordneter 
Burger 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Pressemeldungen, 
wonach der 9. Zivilsenat des Kölner Oberlandes- 
gerichts prüfen lassen will, ob das Gesetz zur Er- 
richtung der Stiftung ,, Hilfe für behinderte Kinder“ 
verfassungsgemäß ist, und sieht die Bundesregierung 
in dieser erneuten Zuspitzung eines alten Streits 
eine Gefährdung des weiteren Vollzugs des Ge- 
setzes? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


9. Abgeordneter 
Dr. Schwerer 
(CDU/CSU) 


Da in der letzten Antwort der Bundesregierung auf 
meine Anfrage — Drucksache 7/3602 Nr. 24 Teil B — 
(meine konjunkturbelebenden Maßnahmen aus 
finanziellen Gründen abgelehnt wurden) frage ich 
die Bundesregierung, ob nicht damit zu rechnen 
ist, daß die Kosten für die Arbeitslosigkeit höher 
sind als die durch zusätzliche Anregung der In- 
vestitionstätigkeit entstehenden Steuerausfälle? 


10. Abgeordneter 
Dr. Schwörer 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, Maßnahmen anderer 
europäischer Länder, wie z. B. Frankreich, zu 
erwägen, die auf eine Verbesserung der Abschrei- 
bungsbedingungen und die steuerliche Schonung 
des im Betrieb investierten Gewinns hinauslaufen? 


1 1 . Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Ist die Absage von Bundesfinanzminister Dr. Apel 
an zwei Botschafter, deren Länder zu besuchen, 
ein Eingeständnis der Kritik an der Gestaltung 
seiner kürzlichen Japanreise, und welche sonstigen 
Gründe haben den Bundesfinanzminister in seinem 
„Stern “-Interview vom 5. Juni zu seiner ent- 
sprechenden Aussage bewogen? 


12. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


In welchen Bundesministerien werden die für alle 
Ministerien haushaltsrechtlich vorgeschriebenen 
„Nutzen/Kosten Untersuchungen“ (§ 6 Abs. 2 
des Haushaltsgrundsätzegesetzes) für Maßnahmen 
von erheblicher finanzieller Bedeutung tatsächlich 
durchgeführt und in welchen noch nicht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


13. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Empfehlung 
eines namhaften Agrar-Informationsblatts (AGRA- 
EUROPE vom 3. Juni 1975), wonach sich ,, große 
Einsparungen an den bisherigen Agrarausgaben 
erzielen ließen durch Förderung des Produktions- 
verzichts“? 
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14. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung eine Fett markt Ordnung für 
die Europäische Gemeinschaft, in die pflanzliche 
und tierische Fette einbezogen sind, für eine geeig- 
nete Maßnahme, den Butterkonsuip zu fördern da- 
durch, daß die Vorzüglichkeit der Butter gegen- 
über anderen Fetter verbessert wird? 


15. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSÜ) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Agrarkommissar 
Lardinois, dem offensichtlich nicht die Fakten be- 
kannt sind, weshalb die Mehrwertsteuer-Yorsteuer- 
pauschale für Agrarprodukte in der Bundesrepublik 
Deutschland zum 1. Januar 1975 um 1 % angehoben 
worden ist, darüber zu unterrichten? 


16 . 


Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDÜ/CSU) 


Rechtfertigt die wirtschaftliche Entwicklung im 
Zonenrandgebiet die Kürzung der Vergütung bei 
Getreidefrachten von 25 % auf 15 % und die 
Heraufsetzung der Mindestfrachtsätze von bis- 
her 48 DM auf 60 DM? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


1 7. Abgeordneter Wer ist nach Auffassung der Bundesregierung nach 
Braun Verabschiedung des Schwerbehindertengesetzes vom 

(CDU/CSÜ) 29. April 1974 und nach dem Gesetz ,, Sozialver- 

sicherung für Behinderte“ Kostenträger für die an- 
fallenden Fahrkosten und die Arbeitgeberanteile 
zur Sozialversicherung für Behinderte, die als 
Lohnempfänger in einer Werkstatt für Behinderte 
tätig sind? 


18. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSÜ) 


Hält die Bundesregierung die Äußerung des Bundes- 
wirtschaftsministers in der ,, Wirtschaf tswoche“ 
vom 6. Juni 1975, wonach ein neues Konjunktur- 
programm nicht in Betracht käme, vereinbar mit 
der gleichzeitigen Ankündigung des Bundesarbeits- 
ministers zur Freigabe von 250 Millionen DM zur 
Finanzierung gemeindlicher Sozialeinrichtungen un- 
ter konjunkturpoütischer Zielsetzung? 


19. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDÜ/CSU) 


Auf Grund welcher Berechnungen ist die Bundes- 
regierung zu der Auffassung gelangt, daß sich mit 
dem Betrag von 250 Millionen DM, die aus dem 
letzten Konjunkturprogramm 1974 nicht in An- 
spruch genommen worden sind und die jetzt zur 
Finanzierung kommunaler Sozialeinrichtungen aus- 
gegeben werden sollen, 1 5 bis 20 000 Arbeitslose 
eine neue Beschäftigung finden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


20. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSÜ) 


Wie haben sich die Zuwendungen an die freien und 
pohtischen Jugendverbände allgemein und für ihren 
internationalen Jugendaustausch seit Amtsantritt 
der sozialliberalen Bundesregierung im Jahr 1969 
entwickelt? 
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21. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Wann wird die Bundesregierung den Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Blei-Zink-Gesetzes 
einbringen mit dem Ziel, den gesetzlich zugelassenen 
Bleianteil auf einen mit dem Gesundheitsschutz zu 
vereinbarenden vom Hundertsatz zu senken? 


22. Abgeordneter 

Müz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, um die Übernahme 
der internationalen Jugendstätte in Baasem durch 
die Otto-Benecke-Stiftung zur Durchführung von 
Sprachkursen für junge spätausgesiedelte oder 
geflüchtete Studienbewerber zu ermöglichen, sich an 
den Kosten zur Errichtung von Freizeiteinrich- 
tungen im notwendigen Umfang zu beteiligen, um 
den jungen Menschen während ihrer mehrwöchigen 
Kurse einen Ausgleich zu bieten? 


23. Abgeordneter 

Müz 

(CDU/CSU) 


Wie hoch würde der tatsächliche oder prozentuale 
Anteil der Bundesregierung unter diesen Voraus- 
setzungen sein? 


24. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Insekten- 
gift ,,Vapona“ mit großer Wahrscheinlichkeit für 
den Menschen ebenfalls schädlich ist und darum in 
einigen Ländern bereits verboten wurde, und 
erwägt die Bundesregierung ähnliche Maßnahmen? 


25. Abgeordneter 
Zebisch 
(SPD) 


Treffen Pressemitteilungen (Tagesspiegel vom 
14. Mai 1975) zu, denenzufolge eine Reihe von 
Haarfärbemitteln mit gro)2»er Wahrscheinlichkeit 
krebserzeugende Konsistenzen enthalten, und wel- 
che sofortigen und weiteren Maßnahmen gedenkt 
die Bundesregierung angesichts dieses Sachverhalts 
gegen die entsprechenden auf dem Markt befind- 
lichen Produkte zu ergreifen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


26. Abgeordneter 

Dr. Lenz 

(Bergstraße) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung 
zu ergreifen, um zu vermeiden, daß von der beab- 
sichtigten Verbreiterung der Bundesautobahn A 67/ 
A 6 (A 10 alt) auf sechs Spuren im Bereich der 
Stadt Viernheim schädliche Wirkungen auf das 
benachbarte Wohngebiet östlich und das geplante 
Erholungsgebiet westlich der Bundesautobahn aus- 
gehen, und ist die Bundesregierung insbesondere 
bereit, den von der Stadt Viernheim vorgebrachten 
Einwendungen stattzugeben? 


27. Abgeordneter 

Dr. Häfele 

(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, wonach der Autobahnab- 
schnitt Singen-Überlingen nur zum Teil in die 
1. Dringlichkeit des Fünfjahresplans 1976 bis 
1980 kommen soll, obwohl dieser Abschnitt schon 
im Fünfjahresplan 1971 bis 1975 in der 1. Dring- 
lichkeit war? 
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28. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung klar, daß die Ortsdurch- 
fahrten und der Bodenseeuferbereich zwischen 
Singen Stockach -Überlingen nicht mehr länger 
auf die überfällige Verkehrsentlastung warten 
können? 


29. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
Dr. Lenz Einstellung der Bundesbahnstrecke Moerlenbach- 

(Bergstraße) Wahlen zu verhindern? 

(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 
Link 

(CDU/CSU) 


Treffen die Aussagen des hessischen Ministers für 
Wirtschaft und Verkehr zu, wonach die Bundes- 
regierung bereit ist, die Kosten für die Führung 
der Bundesautobahn A 66 (früher A 80) als Tunnel 
(auf der Trasse Miquel- Adickes-Allee) irn Frank- 
furter Alleenring zu übernehmen? 


31. Abgeordneter Ist die Bundespgicrung bereit, mögliche alicniative 
Link Trassenführungen in gleichem Umfang zu bezu- 

(CDU/CSÜ) Schüssen, und v/elche Planungen gibt es gegebenen- 

falls dafür? 


>2. Allgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


ist der Bunde.sregierung bekannt, daß sich in Haupt- 
verkehrszeiten auf der B 27 vor den Verkehrsampeln 
an der sogenannten Adler-Kreuzung in Tübingen — 
Lustnau regelmäßig ein Verkehrsstau von mehreren 
Kilometern Länge bildet, und ist die Bundesregie- 
rung bereit, den kreuzungsfreien Ausbau der B 27 
an dieser Stelle entsprechend den Vorstellungen des 
Regierungspräsidiums in Tübingen in den 1976 
beginnenden Fünfjahresplan für den Ausbau der 
Bundesfernstraßen aufzunehmen? 


33. Abgeordneter Welche Reparaturkosten auf Bundesfernstraßen 

Lemmrich haben Spikesreifen seit ihrer Einführung verur- 

(CDU/CSU) sacht? 


34. Abgeordneter Bestehen bei der Deutschen Bundesbahn Pläne, 
Peiter daß eine neue Bundesbahnstrecke von Koblenz 

(SPD) nach Wiesbaden geführt werden soll? 


35. Abgeordneter Falls dies zutrifft, wird die Deutsche Bundesbahn 
Peiter dann bei der Trassenführung den strukturschwachen 

(SPD) Raum Nastätten in ihre Planungen einbeziehen? 


36. Abgeordneter Ist sichergestellt, daß die rechthchen Vorausset zun- 

Dr. Schmitt- gen für den Bau der B 44 im Bereich Dornheim - 

Vockenhausen Stockstaai noch in diesem Jahr durch Einleitung 

(SPD) des Planfeststellungsverfahrens geschaffen werden? 


37. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, auf 

Dr. Schweitzer Nahverkehrsstrecken mit einem nachweislich be- 

(SPD) sonders hohen Verkehrsaufkommen - wie z. B. 

zwischen Andernach und Bonn - in Spitzenzeiten 
des Berufsverkehrs zusätzliche Wagen für die fahr- 
planmäßigen Züge bereitzustellen? 
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38. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 
(SPD) 


Welche organisatorischen Maßnahmen liat die 
Bundesregierung ergriffen oder wird sie noch 
ergreifen, um sicherzustellen, daß besonders im 
Hinblick auf die Stillegung von Bundesbahnstrecken- 
abschnitten künftig ein Verbundsystem Bahn- 
Omnibusverkehr noch besser funktioniert? 


39. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Da das Fusionskonzept der Verwaltung des Bundes- 
ministers für das Post- und Fernmeldewesen ergibt, 
daß Braunschweig Filialbetrieb der OPD Hannover 
werden soll, frage ich die Bundesregierung, welche 
Abteilungen aus Braunschweig abgezogen werden, 
wieviel Arbeitsplätze dadurch auf die Dauer ver- 
loren gehen und wieviel Personalumbesetzungen 
aus Braunschweig nach Hannover erfolgen sollen? 


40. Abgeordneter 

Dr. Köhler 

(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der 
Fortbestand des mit erheblichen Investitionen neu 
ausgebauten Verwaltungspostamts Helmstedt als 
wichtige Behörde im engeren Zonengrenzgebiet 
garantiert werden muß, und welche Maßnahmen 
gedenkt sie zu ergreifen, um die damit in Zusam- 
menhang stehenden Arbeitsplätze am Ort zu er- 
halten und dauerhaft zu sichern? 


41. Abgeordneter 

Dr. Köhler 

(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Konzeption verfolgt die Bundesregierung 
im Hinblick auf Zuordnungsüberlegungen für die 
postalische Abiauforganisation im Bereich der 
Gemeinden Velpke, Königslutter und Schöningen? 


Geschäftsbereich des Bundesmiiiisters für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


42. Abgeordneter 
Niegei 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Einführung 
einer steuerfreien Rücklagenbildung für Reparatiir- 
bzw. Modernisierungsbeträge von den Mietein- 
nahmen beim Althausbesitz zur Anregung der 
Privatinitiativen für Reparatur- und Modernisie- 
rungsmaßnahmen beim Althausbesitz? 


Geschäftsbereich des ßundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


43. Abgeordneter 

Simpfendörfer 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die weit überwiegende Zahl der 
Landwirte bei der Einkommensermittiuiig nach dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz Arbeitnehmern 
gegenüber deshalb begünstigt ist, weil in Ermange- 
lung einer Einkommensteuererklärung ihr Einkom- 
men mit Null angesetzt wird? 


44. Abgeordneter 

Simpfendörfer 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, die 
unruhestiftende Regelung zu überprüfen und mög- 
licherweise eine Veranlagungsmethode einzuführen, 
wie sie für die Beiträge zur landwirtschaftlichen 
Krankenkasse praktiziert wird? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


45. Abgeordneter 

Engholm 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten hat die Bundesregierung, 
bei Dürrekatastrophen — insbesondere bei der 
lebensnotwendigen Versorgung mit Trinkwasser - 
im Rahmen der Entwicklungspolitik zu helfen, 
wie hat sie dies bisher getan, und was ist für künftige 
Fälle dieser Art geplant? 


Bonn, den 12. Juni 1975 






